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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.10.2019 

Geschäftszahl 

Ro 2017/11/0004 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2017/11/0005 

Rechtssatz 

Im Verfahren nach dem NÖ GVG 2007 bewirkt die nicht ordnungsgemäße Anmeldung des Interesses iSd 
§ 11 Abs. 6 leg. cit. (und damit auch die Nichtglaubhaftmachung der Interessenteneigenschaft mithilfe der 
in § 3 Z 4 NÖ GVG 2007 genannten Nachweise), dass der Betreffende nicht Interessent und nicht Partei 
im grundverkehrsbehördlichen Verfahren wird, an diesem also nicht teilnimmt, und zwar ohne dass seine 
Anmeldung zurückzuweisen wäre. Erlangt nämlich jemand die Interessenteneigenschaft nicht (etwa 
mangels entsprechender Erklärung, die Liegenschaft im eigenen Namen erwerben zu wollen oder 
mangels Glaubhaftmachung der sonstigen Voraussetzungen durch Vorlage der in § 3 Z 4 NÖ GVG 2007 
genannten Nachweise), so führt dies gemäß § 6 Abs. 2 Z 1 NÖ GVG 2007 (lediglich) dazu, dass der 
Betreffende den Versagungsgrund der letztgenannten Bestimmung und damit den angestrebten Erfolg 
(die Erteilung der Genehmigung zu verhindern und in weiterer Folge die Rechte an der Liegenschaft 
selbst erwerben zu können) nicht herbeiführen kann. Nach dem Gesagten handelt es sich daher bei der 
ordnungsmäßen Anmeldung des Interesses um eine Erfolgsvoraussetzung. Eine unvollständige oder aus 
sonstigen Gründen nicht dem Gesetz entsprechende Anmeldung des Interesses stellt daher keinen 
verbesserungsfähigen Mangel dar. 
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